Keine Solidarhaftung: Mehrheit des Nationalrates schützt Lohndrücker.
Bschiss als Geschäftsmodell
Economiesuisse-Lobbyist und Bahnunternehmer Peter Spuhler [SVP) schoss scharf gegen die Solidarhaftung. Und 94 Nationalrätinnen und Nationalräte folgten ihm. Bei CVP und FdP auch gegen den Willen der eigenen Parteispitze. „Sie killen die KMU!“ rief Peter Spuhler (SVP) in den Nationalratssaal. Der Thurgauer Waggonbauer warf sich für die kleinen und mittleren Unternehmen in die Bresche, obwohl er schon längst ein Grossunternehmer ist. Er spielte da seine Rolle als Chef der mächtigen Lobbygruppe „Handel und Industrie“ des Wirtschaftsdachverbands Economiesuisse aus. Diese will keine Solidarhaftung für ihre Unternehmer. Mit anderen Worten: Betrügt ein Subunternehmer seine Bauarbeiter zum Beispiel beim Lohn, soll dafür der Erstunternehmer nicht geradestehen müssen. Diesen Bschiss nicht unterbinden wollen auch der Gewerbeverband, die SVP sowie die Grünliberalen. Zum Beispiel SVP-Holzhändlerin Sylvia Flückiger aus dem aargauischen Schöftland. Sie meinte im Nationalrat, die Solidarhaftung mache den KMU den Garaus, weil dann die Grossen aus Angst vor Haftungsprozessen die Aufträge wieder selber ausführten. Die Frau weiss offenbar nicht, was sie sagt.
Haftung üblich.
Längst ist Lohndumping ein grosses Geschäft, an dem viele verdienen. Erstunternehmer geben Aufträge zu so tiefen Preisen an Subunternehmer raus, dass die gesetzlich vorgeschriebenen Löhne gar nicht eingehalten werden können. Man rechnet bewusst mit Lohn- und Sozialdumping. Die ehrlichen Erstunternehmer geben dies auch offen zu: Die Baubranche lebt von und mit solcher Lohndrückerei. Immer aggressiver werben ausländische Vermittlerfirmen deshalb auch für ihre Dienste. Work liegt ein Schreiben der liechtensteinischen Global Trade Swiss AG an Schweizer Unternehmer vor (siehe Faksimile). Darin bietet diese explizit „ungarische Subunternehmer“ an, die in Deutschland tätig seien und nun auch Aufträge in der Schweiz suchten. „Die Dienstleistungen sind nicht nur gut, sondern auch günstig“, betont die Global Trade Swiss AG. Nur die solidarische Haftung von Schweizer Finnen für ausländische Subunternehmer könnte üble Dumpingpraktiken verhindern. Wer einen Auftrag an Unterakkordanten weitergibt, soll bis zum letzten Subunternehmen für die Einhaltung der ortsüblichen Löhne haften. Das ist in anderen Bereichen auch ganz normal: Jeder Erstunternehmer muss etwa für die von ihm verursachten Baumängel geradestehen. Nur für die Arbeitsbedingungen soll niemand haften? Genau dieser Mangel lässt krasses Lohndumping entstehen: So wurden portugiesische  Arbeiter  auf  einer Westschweizer Baustelle mit 3,15 Euro abgespeist. Arbeiter aus Rumänien erhielten beim Bau der Kehrichtverbrennungsanlage Winterthur 8,45 Euro. Und im Tessin wurden kürzlich gar erpresserische Machenschaften aufgedeckt. Nationalrat und Unia-Gewerkschafter Corrado Pardini (SP) hatte den Antrag auf Einführung der Solidarhaftung gestellt. Er warnt: „Wir haben es immer mehr mit Firmen zu tun, die nur einen Briefkasten und eine Handynummer haben.“ So gehe es nicht weiter.
Kompromiss möglich.
Doch das scheint die Mehrheit des Nationalrates nicht zu kümmern: Mit 94 zu 86 Stimmen schützte er jene, die Bschiss als Geschäftsmodell betreiben. Immerhin sah der Ständerat die Sache etwas anders: Er beauftragte FdP-Bundesrat Johann Schneider-Ammann, eine „moderatere“ Version der Solidarhaftung auszuarbeiten und vorzulegen. Der Nationalrat hat diesen Auftrag an den Bundesrat inzwischen seinerseits bekräftigt. Das Geschäft kommt im Herbst nochmals vors Parlament. Für Corrado Pardini ist bei jeder Lösung unabdingbar, dass die ganze Subunternehmerkette im Haftungsbereich des Auftraggebers bleibt. Möglicherweise wird ein Kompromiss darin liegen, dass die Solidarhaftung auf das Bauhaupt- und -nebengewerbe beschränkt wird, wo die Missbräuche am häufigsten sind. Erfreulicherweise unter Dach sind dagegen verschärfte Massnahmen gegen Scheinselbständige. Diese müssen sich künftig auf der Baustelle klar ausweisen können. Sonst müssen sie innert zweier Tage die Schweiz verlassen.
Arbeitnehmerfeindlich.
Von wegen neuer Mitte
Die Abstimmung über die Solidarhaftung zeigt: Das Parlament politisiert auch nach den Wahlen rechts der Mitte und arbeitnehmerfeindlich. Die Arbeitgeber setzen knallhart ihre Interessen durch. Mit in ihrem Boot sitzt jetzt auch die (von Politologen) vielgerühmte „neue Mitte“: die Grünliberalen und die BDP. Bei den Grünliberalen stimmten 10 gegen die Solidarhaftung, und einer enthielt sich, bei der BDP waren 8 dagegen und nur gerade einer dafür.
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